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Stadt Herten 
Dezernat 2 
20.1 Finanzmanagement 

 
Herten, 24.11.2021 

___________________________________________________________________ 
 
 

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
 
 
Der Entwurf der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes der Stadt Herten für  
das Haushaltsjahr 2022 liegt mit den zugehörigen Anlagen gem. den Bestimmungen des § 80 
Abs. 3 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
29.09.2020 (GV. NRW. S. 916) für die Dauer des Beratungsverfahrens, bis zur beschließenden 
Ratssitzung, zur Einsicht öffentlich aus. 
 
Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung 2022 mit ihren Anlagen können Einwohner der 
Stadt Herten oder Abgabepflichtige innerhalb der Zeit vom 
  
Donnerstag, 09.12.2021, bis einschl. Donnerstag, 23.12.2021,  
 
Einwendungen erheben. 
 
Die Einwendungen können gegenüber der Stadt Herten nach vorheriger Terminvereinbarung 
schriftlich oder mündlich in den Räumen der Abteilung 20.1 Finanzmanagement der Stadt 
Herten, Kurt-Schumacher-Str. 2, in den Räumen 208 - 209, 45699 Herten, zu Protokoll gegeben 
werden. 
 
Über die Einwendungen wird der Rat der Stadt Herten in der für den Beschluss der 
Haushaltssatzung 2022 vorgesehenen Sitzung öffentlich beschließen. 

 
Die Auslegung erfolgt 
 
im Finanzmanagement der Stadt Herten, Kurt-Schumacher-Str. 2, in den Räumen 208 - 209, 
45699 Herten 
 

• montags  08.00 - 16.00 Uhr 
• dienstags, mittwochs und freitags 08.00 - 12.30 Uhr 
• donnerstags  08.00 - 12.30 Uhr und 14:00 – 17:30 Uhr 

 
 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. Matthias Müller 
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Dezernat 2 - Kämmerei   
- Finanzmanagement -     
 
  
 
 

  Herten, 25. November 2021 
 
 
Öffentliche Bekanntmachung 
 
Gesamtabschluss 2019 der Stadt Herten 
 
 

Die Stadt Herten hat zum Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Gesamtabschluss aufzu-

stellen. Der Gesamtabschluss der Stadt Herten für das Jahr 2019 wurde nach den Vorschrif-

ten des § 116 i.V.m. § 96 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 

NRW) in Verbindung mit den Bestimmungen des siebten Teils der Verordnung über das 

Haushaltswesen der Kommunen im Land Nordrhein-Westfalen (§§ 50 ff. Kommunalhaus-

haltsverordnung Nordrhein-Westfalen – KomHVO NRW) unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsgemäßer Buchführung aufgestellt und vom Rat der Stadt Herten in der Sitzung am 

24.11.2021 festgestellt. 

 

Gem. § 96 Abs. 2 GO NRW sind die Gesamtabschlüsse öffentlich bekannt zu machen und bis 

zur Feststellung des folgenden Gesamtabschlusses zur Einsichtnahme verfügbar zu halten.  

 

Die Einsichtnahme kann in den Räumen (206 – 210) der Kämmerei der Stadt Herten, Kurt-

Schumacher-Str. 2, 45699 Herten nach vorheriger Terminvereinbarung unter der Rufnum-

mer 303-436 zu folgenden Zeiten erfolgen: 

 
Montag:  08:00 - 16:00 Uhr 
Dienstag:  08:00 - 12:30 Uhr 
Mittwoch:  08:00 - 12:30 Uhr 
Donnerstag:  08:00 - 12:30 Uhr und 14:00 - 17:30 Uhr 
Freitag:  08.00 - 12:30 Uhr. 
 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. Matthias Müller 
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Fachdezernat 2.1 - Finanzen   
- Finanzbuchhaltung -     
 
  
 
 

  Herten, 1. Dezember 2021 
 
 
 
Öffentliche Bekanntmachung 
 
Jahresabschluss 2020 der Stadt Herten 
 
 
Die Stadt Herten hat zum Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Jahresabschluss aufzu-

stellen. Der Jahresabschluss der Stadt Herten für das Jahr 2020 wurde nach den Vorschriften 

des § 95 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in Verbindung 

mit den Bestimmungen des sechsten Teils der Verordnung über das Haushaltswesen der 

Gemeinden im Land Nordrhein-Westfalen (§§ 38 ff. Kommunalhaushaltsverordnung NRW – 

KomHVO NRW) unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung aufgestellt 

und vom Rat der Stadt Herten in der Sitzung am 24.11.2021 festgestellt. 

 
Gem. § 96 Abs. 2 GO NRW sind die Jahresabschlüsse öffentlich bekannt zu machen und bis 

zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme verfügbar zu halten.  

 

Die Einsichtnahme kann in den Räumen (238 – 240) der Geschäftsbuchhaltung der Stadt 

Herten, Kurt-Schumacher-Str. 2, Herten nach vorheriger Terminvereinbarung unter der Ruf-

nummer 303-566 zu folgenden Zeiten erfolgen: 

 
 
• Montags     08.00 – 16.00 Uhr 
• Dienstags, Mittwochs und Freitags 08.00 – 12.30 Uhr 
• Donnerstags    08.00 – 12.30 Uhr und 14.00 bis 17.30 Uhr 

 
 
 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Matthias Müller 
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Bekanntmachung 
Öffentliche Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2020 

des Hertener Immobilienbetriebs (HIB) 

Als eigenbetriebsähnliche Einrichtung ist der Hertener Immobilienbetrieb verpflichtet, zum Schluss 
eines jeden Geschäftsjahres einen Jahresabschluss aufzustellen. Für die Wirtschaftsführung und das 
Rechnungswesen finden die Vorschriften der Kommunalhaushaltsverordnung NRW (KomHVO NRW) 
entsprechend § 27 der Eigenbetriebsverordnung NRW (EigVO NRW) Anwendung. Der Jahresabschluss 
des Hertener Immobilienbetriebs zum 31.12.2020 wurde dementsprechend nach den vorgenannten 
Vorschriften unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung aufgestellt. Er 
vermittelt ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, 
Ertrags- und Finanzlage des HIB. Der Jahresabschluss besteht aus der Bilanz, der Ergebnisrechnung, 
der Finanzrechnung und dem Anhang. Dem Jahresabschluss ist ein Lagebericht beizufügen. 

Der Rat (Vorlage 21/205) hat in seiner Sitzung am 24.11.2021 den geprüften Jahresabschluss des 
Hertener Immobilienbetriebs (HIB) zum 31.12.2020 mit einem Jahresüberschuss in Höhe von 
268.637,38 € und einer Bilanzsumme in Höhe von 151.126.365,51 € festgestellt. Des Weiteren wurde 
beschlossen, dass der Jahresüberschuss der Ausgleichsrücklage zugeführt und dem Betriebsausschuss 
wurde die Entlastung erteilt wird. 

Gem. § 96 Abs. 2 GO NRW sind die Jahresabschlüsse öffentlich bekannt zu machen und bis zur 
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme verfügbar zu halten. 

Die Einsichtnahme kann in der Kämmerei nach vorheriger Anmeldung (Tel.: 02366/303 396) erfolgen. 

Die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2020 und des Lageberichts für das Geschäftsjahr 2020 
erfolgte durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Heilmaier und Partner GmbH, Krefeld.  

Der Bürgermeister 

gez. Matthias Müller 
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Z B H 
Eigenbetrieb der Stadt Herten 
Zum Bauhof 5, 45701 Herten 
 

 1 

 
 
 
 

BEKANNTMACHUNG 
Veröffentlichung des Jahresabschlusses 2020 des 

Zentralen Betriebshofes Herten (ZBH) 
eigenbetriebsähnliche Einrichtung der Stadt Herten 

 
 
Der Rat der Stadt Herten hat in seiner Sitzung am 24.11.2021 den Jahresabschluss zum 31.12.2020 
des Zentralen Betriebshofes Herten (ZBH) – Eigenbetrieb der Stadt Herten – festgestellt. Hier 
erfolgte auch die Entlastung der Betriebsleitung (§ 5 Abs. 5 EigBetrVO) sowie des 
Betriebsausschusses (§ 4 Abs. 1c EigBetrVO). Der Jahresabschluss mit dem Lagebericht liegt gemäß 
§ 26 Abs. 3 Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (EigVO NRW) in der Zeit 
bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses im Verwaltungsgebäude des ZBH, Zum 
Bauhof 5, 45701 Herten, zur Einsichtnahme bereit. 
 
Die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2020 und des Lageberichts für das Geschäftsjahr 
2020 erfolgte durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Heilmaier & Partner GmbH, Krefeld. 
 
 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. Matthias Müller 
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Il_P 
DR. HEILMAIER & PARTNER GMBH 
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT 

STEUERBERA TUNGSGESELLSCHAFT 

F. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks

99 Nach dem Ergebnis unserer Prüfung haben wir für den Jahresabschluss des Zentralen Be-

triebshof Herten zum 31. Dezember 2020 und für den Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2020

Elen folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der hier wiedergegeben wird:

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSS PRÜFERS 

An die eigenbetriebsähnliche Einrichtung Zentraler Betriebshof Herten, Herten: 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES LAGEBE-
RICHTS 

Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss des Zentralen Betriebshof Herten - bestehend aus der Bilanz 
zum 31. Dezember 2020 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 
1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung
der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebe-
richt des Zentralen Betriebshofes Herten für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum
31. Dezember 2020 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften
der Eigenbetriebsverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen i.V.m. den deutschen für
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Eigenbetriebes
zum 31. Dezember 2020 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis
zum 31. Dezember 2020 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Ei-
genbetriebes. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem
Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Landes
Nordrhein-Westfalen und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 
gegen die Ordnun_gsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

Grundlage für die Prüfungsurteile 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung 
mit§ 317 HGB und§ 106 GO NRW a. F.* unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger ibschlussprüfung durchgeführt. 
Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätz,en ist im Abschnitt „Verantwor-
tung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts" un-
seres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Eigenbetrieb unab-
hängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-
schriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 
Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 

* Für die Jahresabschlüsse der Eigenbetriebe, die für bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020 endende Wirtschaftsjahre
aufzustellen sind, gelten die Vorschriften der Gemeindeordnung über die Jahresabschlussprüfung der Eigenbetriebe
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), die zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes
vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90) geändert worden ist, fort. Diese Übergangsregelung gilt auch für Einrichtun-
gen, die gemäß § 107 Absatz 2 entsprechend den Vorschriften über das Rechnungswesen der Eigenbetriebe geführt
werden. 
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IIP 
DR. HEILMAIER & PARTNER GMBH 
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT 

STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT 

 

ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Betriebsausschusses für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der 
den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen in allen we-
·sentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes vermittelt. Ferner
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstim-
mung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt
haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen
- beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, 
die Fähigkeit des Eigenbetriebes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür ver-
antwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten 
entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, 
der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebes vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der Eigen-
betriebsverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen entspricht und die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet ha-
ben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vor-
schriften der Eigenbetriebsverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen zu ermöglichen, und 
um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

Der Betriebsausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozes-
ses des Eigenbetriebes zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss 
als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellun-
gen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetrie-
bes vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei 
der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebs-
verordnung des Landes Nordrhein-Westfalen entspricht und die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestä.tigungsvermerk zu erteilen, der 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lageber-icht beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 
in Übereinstimmung mit§ 317 HGB und § 106 GO NRW a. F. unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 
Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesent-
lich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insge '" 

samt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaft-
lichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsich-
tigter - falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen
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IIP 
DR. HEILMAIER & PARTNER GMBH 
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT 

STEUERBERATUNGSGESELLSCHAFT 

Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnach-
weise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu 
dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist 
bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, 
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Au-
ßerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten
internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen
und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umstän-
den angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser
Systeme des Eigenbetriebes abzugeben.

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Ve_rtretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dar-
gestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertre-
tern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätig-
keit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsi-
cherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame
Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebes zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit auf-
werfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit be-
steht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unan-
gemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schluss-
folgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlang-
ten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu
führen, dass der Eigenbetrieb seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes vermit-
telt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent-
sprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Eigenbetriebes.

• führen wir Prüfungsharidlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-
fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben
von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und be-
urteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annah-
men. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsori_entierten Angaben sowie zu den 
zugrundeliegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeid-
bares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Um-
fang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich 
etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen." 
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DR. HEILMAIER & PARTNER GMBH 
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT 

STEU ERBERA TUNGSGESELLSCHAFT 

G. Schlussbemerkung

100 Den vorstehenden Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses der eigenbetriebsähnlichen
Einrichtung der Stadt Herten Zentraler Betriebshof Herten für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar

· bis 31. Dezember 2020 und des Lageberichts für das Wirtschaftsjahr 2020 erstatten wir in Über-
einstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstel-
lung von Prüfungsberichten (IDW PS 450). 

101 Der von uns mit Datum vom 10. September 2021 erteilte Bestätigungsvermerk ist im Abschnitt
F. enthalten. 

102 Eine Verwendung des Bestätigungsvermerks außerhalb dieses Prüfungsberichts bedarf unse-
rer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder Weitergabe des Jahresabschlusses 
und/oder des Lageberichtes in einer von der bestätigten Fassung abweichenden Form (ein-
schließlich der Übersetzung in andere Sprachen) bedarf es zuvor unserer erneuten Stellung-
nahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen 
wird; auf§ 328 HGB wird verwiesen. 

Krefeld, den 10. September 2021 

'\ • STELJ(f/ 

$ l '-' <r 
. , ,  C ,  '-'   z "' 
  
·?. /:") •t 

.:;,SJ.Ji/M 
• 

Dr. Heilmaier & Partner GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 

Wirtschaftsprüfer 
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Bekanntmachungsanordnung und Bestätigung
gem. § 2 (3) Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) v. 26.08.1999 

in der aktuell gültigen Fassung 

Die Satzung über den Abfallentsorgungsgebührentarif vom 01.12.2021, die der Rat in seiner Sitzung am 
24.11.2021 beschlossen hat, wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der 

Satzung über den Abfallentsorgungsgebührentarif vom 01.12.2021 

mit dem Ratsbeschluss übereinstimmt und nach § 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachungsverordnung verfahren 
worden ist. 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen kann gegen diese Satzung bzw. sonstige ortsrechtliche Bestimmung nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt,

b) die Satzung oder sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht
ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Herten vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Herten, 01.12.2021 

gez. Matthias Müller 
Bürgermeister 
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Der Bürgermeister  

Satzung 
über den Abfallentsorgungsgebührentarif 

vom 01.12.2021 

Der Rat der Stadt Herten hat in seiner Sitzung am 24. November 2021 aufgrund 
- des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW.  S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September
2020 (GV. NRW. S.916), in der aktuell geltenden Fassung;
- der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober
1969 (GV.NW.S.712/SGV.NW 610) zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes vom 19. Dezember 2019 (GV.
NRW. S. 1029), in Kraft getreten am 1. Januar 2020, in der aktuell geltenden Fassung;
- des § 9 Abs. 2 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NW) vom 21. Juni 1988
(GV.NW.S.250/SGV.NW 74), zuletzt geändert durch Gesetz vom 07. April 2017 (GV NRW 2017, S. 442), in der
aktuell geltenden Fassung;
- des § 7 der Satzung für die Erhebung der Abfallentsorgungsgebühr vom 12. Oktober 2017

die folgende Gebührensatzung beschlossen: 

§ 1

Die Abfallentsorgungsgebühr beträgt 

1. für die Restmüllbehälter bei 14-täglicher Abfuhr je
a) 80-L-Abfallbehälter jährlich 223,00 EUR 
b) 120-L-Abfallbehälter jährlich 305,00 EUR 
c) 240-L-Abfallbehälter jährlich 551,00 EUR 
d) 770-L-Abfallbehälter jährlich 1.784,00 EUR 
e) 1.100-L-Abfallbehälter jährlich 2.460,00 EUR 

Bei häufigerer Entsorgung erhöht sich die Gebühr um das entsprechend Vielfache. 

2. für die Restmüllbehälter bei 4-wöchentlicher Abfuhr

a) 80-L-Abfallbehälter jährlich 130,00 EUR 
b) 120-L-Abfallbehälter jährlich 170,00 EUR 

3. für den Bioabfallbehälter
a) 120-L-Bioabfallbehälter jährlich 31,00 EUR 
b) 240-L-Bioabfallbehälter jährlich 62,00 EUR 

4. für einen von der Stadt Herten zugelassenen Abfallsack 5,00 EUR 

5. für die Inanspruchnahme eines zusätzlichen Termins für die Sperrmüllabfuhr 60,00 EUR 

6. für die Auslieferung, die Abholung und den Tausch von Restabfall- und  Bio-
behältern beträgt die Gebühr je Bestandsveränderung

a) bis 240 Liter Gefäßvolumen 35,00 EUR 
b) für 770  und 1.100 Liter Gefäßvolumen 40,00 EUR 
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Werden gleichzeitig mehrere Behälter aufgestellt, abgeholt oder getauscht, bemisst sich die 
Gebühr nach dem getauschten Behälter mit dem größten Volumen. 

7. für Anlieferungen auf dem Wertstoffhof
a) Restabfall, bis 35 Liter pro Einheit 2,50 EUR 
b) Restabfall, vgl. §1.4 pro Einheit 5,00 EUR 
c) PKW-Reifen pro Stück 2,50 EUR 
d) Bauschutt (Beton, Ziegel,

Fliesen), EAK 170107
pro Eimer 
pro Speisfass 

2,50 EUR 
5,00 EUR 

§ 2

Diese Gebührensatzung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über den Ab-
fallentsorgungsgebührentarif vom 25. Januar 2021 außer Kraft.  
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Bekanntmachungsanordnung und Bestätigung
gem. § 2 (3) Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) v. 26.08.1999 

in der aktuell gültigen Fassung 

Die Entgeltordnung der Stadt Herten für Transportsonderleistungen von Abfallbehältern vom 01.12.2021, 
die der Rat in seiner Sitzung am 24.11.2021 beschlossen hat, wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der 

Entgeltordnung der Stadt Herten für Transportsonderleistungen von Abfallbehältern vom 01.12.2021 

mit dem Ratsbeschluss übereinstimmt und nach § 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachungsverordnung verfahren 
worden ist. 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen kann gegen diese Satzung bzw. sonstige ortsrechtliche Bestimmung nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung oder sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht
ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Herten vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Herten, 01.12.2021 

gez. Matthias Müller 
Bürgermeister 
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Der Bürgermeister 

Entgeltordnung der Stadt Herten 
für Transportsonderleistungen von Abfallbehältern 

vom 01.12.2021 

Der Rat der Stadt Herten hat am 24. November 2021 folgende Entgeltordnung beschlossen: 

§ 1
Allgemeine Voraussetzungen 

(1) Die Stadt Herten erbringt neben den Leistungen nach der Satzung über die Abfallentsorgung in
der Stadt Herten die Sonderleistungen nach Absatz 2, 3, 4 und 5 gegen ein privatrechtliches Entgelt.

(2) Auf Antrag wird der Transport von 80-L, 120-L und 240-L Abfallbehältern für Restmüll und Bioab-
fall bei einer Entfernung von über 15 Meter vom Standplatz des Behälters zum Fahrbahnrand bzw.
zum Halteplatz des Müllsammelfahrzeuges hinaus (§ 12 der Abfallentsorgungssatzung der Stadt Her-
ten) durchgeführt.

Die Transportleistungen werden in drei Kategorien erbracht. Der Transport des Abfallbehälters er-
folgt vom Standplatz zum Halteplatz des Müllsammelfahrzeuges und zurück bei Entfernungen (einfa-
che Strecke): 

a) bis 30 Meter,
b) bis 50 Meter,
c) bis maximal 100 Meter.

In begründeten Ausnahmefällen können Abfallbehälter mit einem Volumen kleiner gleich 120-Liter 
auch unter erschwerten Bedingungen transportiert werden (z.B. über Stufen, Treppen, Steigungen). 
Hierfür wird die Leistung nach Buchstabe c) berechnet. 

(3) Auf Antrag wird der Transport von 120-L, 240-L und 1100-L Abfallbehältern für Altpapier vom
Standplatz des Behälters zum Fahrbahnrand bzw. zum Halteplatz des Müllsammelfahrzeuges durch-
geführt.

Die Transportleistungen werden in fünf Kategorien erbracht. Der Transport des jeweiligen Behälters 
erfolgt vom Standplatz zum Halteplatz des Müllsammelfahrzeuges und zurück bei folgenden Entfer-
nungen (einfache Strecke): 

a) 120/240-L-Altpapierbehälter bis 15 Meter
b) 120/240-L-Altpapierbehälter bis 30 Meter
c) 120/240-L-Altpapierbehälter bis 50 Meter
d) 120/240-L-Altpapierbehälter bis maximal 100 Meter
e) 1100-L-Altpapierbehälter bis 30 Meter.

In begründeten Ausnahmefällen können Abfallbehälter für Altpapier mit einem Volumen von 120-
Liter auch unter erschwerten Bedingungen transportiert werden (z.B. über Stufen, Treppen, Steigun-
gen). Hierfür wird die Leistung nach Buchstabe d) berechnet. 
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(4) Auf Antrag wird der Transport von 770- L- /1100-L-Abfallbehältern für Restabfall, 14-tägliche Lee-
rung, bei einer Entfernung von 15 m bis 30 m vom Standplatz des Behälters zum Fahrbahnrand bzw.
zum Haltepunkt des Müllsammelfahrzeuges durchgeführt.

§ 2
Entrichtung eines Benutzungsentgeltes 

(1) Für die Leistungen nach § 1 ist ein Entgelt gemäß § 3 dieser Entgeltordnung zu entrichten. Das
Entgelt enthält alle für die entsprechende Leistung entstehenden Kosten, einschließlich der gesetzli-
chen Mehrwertsteuer.

(2) Das Entgelt für die Leistungen nach § 1 Abs. 2, 3 und 4 ist vom Monat der Leistungsaufnahme an
(der angebrochene Monat zählt als voller Monat) jeweils bis zum Jahresende zu entrichten. Eine
Rückerstattung bei der Ab- oder Ummeldung der Behälter erfolgt nicht. Die Abrechnung erfolgt je-
weils für ein Jahr über ein Quittungssystem.

§ 3
Benutzungsentgelt 

(1) Für die Abfallbehälter gemäß §1 Abs. 2 beträgt das gemäß § 2 Abs. 1 zu entrichtende Entgelt jähr-
lich bei Entfernungen

a) bis 30 Meter
bei 14-täglicher Leerung 32,00 Euro 
bei 4-wöchentlicher Leerung 16,00 Euro 

b) bis 50 Meter
bei 14-täglicher Leerung 64,00 Euro 
bei 4-wöchentlicher Leerung 32,00 Euro 

c) bis maximal 100 Meter sowie für Transportleistungen unter erschwerten Bedin-
gungen

    bei 14-täglicher Leerung    128,00 Euro 
    bei 4-wöchentlicher Leerung 64,00 Euro 

(2) Für die Abfallbehälter gemäß §1 Abs. 3 beträgt das gemäß § 2 Abs. 1 zu entrichtende Entgelt jähr-
lich bei Entfernungen

a) 120/240-L-Altpapierbehälter bis 15 Meter 13,00 Euro 
b) 120/240-L-Altpapierbehälter bis 30 Meter 29,00 Euro 
c) 120/240-L-Altpapierbehälter bis 50 Meter 45,00 Euro 
d) 120/240-L-Altpapierbehälter bis maximal

100 Meter 77,00 Euro 
e) 1100-L-Altpapierbehälter bis 30 Meter    126,00 Euro 

bei jeweils 4-wöchentlicher Leerung.

(3) Für die Abfallbehälter gemäß §1 Abs. 4 beträgt das gemäß § 2 Abs. 1 zu entrichtende Entgelt jähr-
lich 252,00 Euro. Für häufigere Entleerungen mit Transportleistungen gilt das entsprechend Vielfa-
che.

§ 4
Inkrafttreten 

Diese Entgeltordnung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Entgeltordnung der Stadt 
Herten für Transportsonderleistungen von Abfallbehältern und Sonderabfuhren für Bioabfallbehälter 
vom 25.01.2021 außer Kraft.  
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Öffentliche Bekanntmachung 

1. Aufforderung zur satzungsgemäßen Pflege von Grabstätten und anschließende
Entziehung des Nutzungsrechtes und Einebnung wegen nicht mehr erfolgter Pflege

Die gemäß § 19 Abs. 2 der Friedhofssatzung der Stadt Herten vom 02.12.2019 vorge-
schriebene Unterhaltung und Pflege der Grabstätten durch den/ die Nutzungsberechtigten 
erfolgt für die nachfolgend aufgeführten Wahlgrabstätten nicht mehr.  
Die gemäß § 23 Abs.1 der o.g. Friedhofssatzung der Stadt Herten von der Friedhofsverwal-
tung durchgeführte schriftliche Aufforderung an die letzte hier bekannte Adresse der Nut-
zungsberechtigten, die Grabstätte innerhalb einer angemessenen Frist von mindestens ei-
nem Monat in Ordnung zu bringen, blieb unbeachtet.  
Da der/die Nutzungsberechtigte nicht zu ermitteln war bzw. keine Reaktion stattfand, erfolgt 
hiermit eine öffentliche Bekanntmachung mit der letztmaligen Aufforderung, die unten ge-
nannte Grabstätte innerhalb eines Monats ab Bekanntmachungsdatum in Ordnung zu brin-
gen.  
Sollte auch diese Frist unbeachtet bleiben, erfolgt hiermit gemäß § 23 Abs. 2 o.g. Fried-
hofssatzung die öffentliche Bekanntmachung und Zustellung des Bescheides über die ent-
schädigungslose Entziehung des Nutzungsrechtes nach Ablauf von weiteren drei Monaten 
und die anschließende Einebnung/ Entfernung eines evtl. vorhandenen Grabmales an die 
Nutzungsberechtigten für die unten genannten Grabstellen. Die entstehenden Kosten sind 
durch die Nutzungsberechtigten zu erstatten.  
Über dann eventuell noch vorhandene Grabmale, Einfassungen, Vasen, Gehölze usw. ver-
fügt die Friedhofsverwaltung gemäß §23 Abs. 2 der o.g. Friedhofssatzung ersatzlos und ein 
Anrecht Nutzungsberechtigter besteht darauf nicht mehr. 
Erfolgt die Entziehung/Einebnung vor Ablauf von auf dieser Grabstätte noch lastenden Ru-
hefristen, so erfolgt für diese Grabstätte gemäß § 23 Abs. 4 der o.g. Friedhofssatzung eine 1 
mal jährliche einfachste Pflege (Ersatzvornahme) durch die Friedhofsverwaltung bis zum 
Ende der Ruhefrist auf Kosten der Nutzungsberechtigten.  

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe (ggf. Zustellung) 
Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim 
Bürgermeister der Stadt Herten, Kurt-Schumacher-Str. 2, 45699 Herten einzulegen. Der 
Widerspruch kann auch durch E-Mail erhoben werden, die mit einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur zu versehen ist und an die elektronische Poststelle der Behörde zu übermit-
teln ist. Die E-Mail-Adresse lautet: vps@herten.de. Der Widerspruch kann auch durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz 
erhoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: vps@herten.de-mail.de. Wir weisen darauf 
hin, dass falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt 
werden sollte, das Fristversäumnis Ihnen zugerechnet werden würde. 
Bleibt auch der o.g. Entziehungsbescheid unbeachtet, erfolgt nunmehr nach Ablauf der ge-
setzten Frist (Ablauf von 4 Monaten ab dem Datum dieser öffentlichen Bekanntmachung) 
die Entziehung des Nutzungsrechtes und Einebnung für die nachfolgend genannten Grab-
stätten unter Hinweis auf die o.g. Konsequenzen. Nach diesem Termin wird der Entzie-
hungsbescheid für diese Grabstätten rechtswirksam. 

17

mailto:vps@herten.de-mail.de


Waldfriedhof

 Verstorbene Feld-Nr. Grab-Nr. 
Bennemann 81 a   25

Bieber 87   225

Böhme 5   1

Bunk 98 a   948

Chylinski 97   494

Clemenz 99   82

Diehl 93  1078

Durchgraf 84   63

Fahr 99   307

Fojtik 98 a   816

Fuller 74   113

Gauss 80   83

Geschanowsky 99   129

Gustke 98 a  1128

Höflich 87   201

Hollstein 83   218

Janneck 87   213

Jerosch 99   111

Kalmutzke 99   318

Klein 92  1061

Kowalczyk 58   12

Krafczik 82 a 101 a

Krämer 84   53

Krasniewski 99   160

Kruska 98 a   863

Langner 98 a   740

Laumann 99   76

Libuda 97  1155

Maczey 95   705

Meiß 99   49

Mikolajewski 95  1578

Misfelder 95  1020

Möller 99   477

Mroß 83 a   20 

Müller 85 a   559

Neumann 61   40

Prang 98 a   862

Proksch 97   682

Pusch 98 a   564
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Rogasch-Katnik 59   3

Rotthoff 98 a   798

Sadowski 93  1186

Schloetmann 99   139

Schulz 98 a   622

Seidler 99   67

Sickelmann 98 a   828

Simon 81 a   35

Skoda 95  1216

Skupin 98 a   611

Smutny 27   7

Stratmann 81 a   51

Umbreit 96  1833

Viehl 81 a   383

Friedhof Scherlebeck/ Langenbochum

Verstorbene Feld-Nr. Grab-Nr. 
Bender 57   3

Bode 13   73

Ferme 86   60

Förster 92  1111

Forstmann 56   7

FRITZ 80   59

Fuchs 42   3

Hegner 97   151

Höhn 92   676

Kammler 92   251

Korbel 57   43

Pudliszewski 24   47

Rohrmoser 94   328

Tomaszewski 92  1123

Zebrowsky 80   75 

Friedhof Westerholt

Verstorbene Feld-Nr. Grab-Nr. 
Althaus F18   85

Banger F10   290

Depta F12   68

Eibel F8   537

Förster F13   211

Hamöller F8   515
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Henrich F2   3

Kantak F17   81

Kesting F18   377

Kloß F8   564

Pastewka F2   2

Pletha F18   222

Prüsener F8   264

Redders F14   384

Reiners F18   435

Rifel F13   33

Strücken F15   62

WALTER F11   244

Weber F6   340

Wrede F6   154

2. Einebnung von Reihengrabstätten wegen Ablauf der Ruhefrist

Gemäß § 15 Abs. 5 der Friedhofssatzung der Stadt Herten vom 02.12.2019 werden auf den 
nachfolgend genannten Friedhöfen nach dem 31.03.2022 die aufgeführten Reihengrabfelder 
eingeebnet, da die Ruhefrist zu diesem Termin abläuft bzw. schon abgelaufen ist: 

Friedhof Westerholt: 
Feld F1   Nr.: 416 - 435 

Eventuell noch vorhandene Grabmale, Einfassungen, Vasen, Gehölze usw. werden im 
Rahmen der Einebnung von der Stadt Herten beseitigt, wenn die Angehörigen/ Nutzungs-
berechtigten bis zum 31.03.2022 nicht selber darüber verfügt haben. 
Ein Anrecht darauf besteht nach dem 31.03.2022 nicht mehr. 
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